
REPUBLIK ÖSTERREiCH 
BUNDESMINISTERIUM FO~ JUSTIZ 

42,,489/7-IV 2/78 

An q.en 
"; ( : 

'Herrn Präside'nten "des Nati.onalrates 
- .' "!" , . 

.' . " . . ," ~ 

r4S<f3/p·.g 
1978 "03- 1 4 
zu"165-1j,; 

W i e n I -- ---

zur Zahl 1651/J-NR/1978 
.. r" 

", ~ ... '~ .: "'- > ," , ",:'>.- ,,'.: .•... " :~ .;..... ~ r . ' 

. ., .... Diesdiriftliche Anfrage der Abgeordneten zmn 

Nationalrat DroFHISCHENSCHLAGER und Genossen vom 8.2.f978 t 

""'Zahl 1651/J-NR/1978~ betreffend et\\raige W'eisungen an die 

'Staatsanwaltschaft Salzburg beantworte icil wie folgt: 
-.+. "Aus Anlaß ,i"er von der Oberstaatsanwaltschaft .l,inz 
:r gemäß § 42 Abs.2 StaGeo zur Genehmigung vorgelegten Ankla:ge­

schrift gegen Meinhard PRACHER und Gottfried vlALLNER erging 
durch die'· zuständige Sektion IV des Bundesministeriums für 

'Jüs'tlz 'nachstehende Erledigung 'zu JMZ !J.,2. Lr89/4-IV 2/77: 
.. 

, 0: "An die H af. t;' ! ___ --=---

.. . . 

.. ~ Oberstaatsanwaltschaft 
'!' r 

,- .. , .. ~ '.,' ... _ .... ,- .. ! .... ' L i n z 

zur 'Zahl 4945/77 
, . 

pie mit Bericht vom 7.11 0 1977 vorgelegte Anklage­

schrift gegen Meinhard PRACHER und Gottfried \I1ALLNER '\fird mit 

dem Hinweis auf den Tod des Zweitbeschuldigten zur Kenntnis ge-
. nommen, jedoch ,V'ären nachstehende Er\.,ägungen zu berücksichtigen: 

Im Unterschied zur do.Rechtsauffassung \\'1.lrc.e das Ver­
.... brechen des Raubes jedoch nlchtvollendet. Der Begrlff der 

."Wegnahme ll in den §§ 127 und 142 StGB kann nicht anders ver­

standen werden als Beendigung der fremden Gewahrsaffie gegen den 

Willen des bisherigen Gevlahrsamslnhabers '(RZ 1975/h2 = 
~vBl. 1975/230 = LSK 1975/20). Dasselbe gilt für dle Vollendung 

~/. 
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der Abnötigung einer fremden Sacheo Eine Sache wird erst dann 
"weggenommen"p wenn der Täter die ausschließliche tatsächliche 
Herrschaft über die Sache erlangt und dür bisherige Ge\;J'ahrsams­

inhaber keinerlei Kontrollmöglichkeit mehr hato Solange der 
Dieb oder Räuber nvch nicht der Wachsamkeit des bisherigen 

. Gewahrsamsträgers entsch,runden ist, 1st die Tat noch nicht 
vollendet (RZ 1975/32, EvBle 1977/242)0 Durch die Übergabe des 

~-'Geldes vom Kassier an den Beschuldigten Pracher im vorliegenden 
Fall wurde eine Mitgewa.hrsame beg:.:ündet. Dadurch t daß Pracher 
gen Kassenraum nicht verlassen kOImte, ist das Geld nicht aus 
dem Kontrollbereich des bisberigen Ge"\1ahrsamsinhabers gelangt o 

Esli~g~ demnach nur versuchter Raub vor. 
~ . Das. Absehen von dfH' Strafverfolgung w~~gen verbrecheri-

schen Komplottes nach dem § 277 AbS o 1 StGB im Sinne der Be­
stimmung des § 3l~ Abs 02 Z 1 StPO ~,ird im Sinne der fernmünd­
lichen Rücksprache mit dem Herrn Oberstaatsanwalt zur Er~lägung 
gestellt • 

. Im Unterschied zur do"Rechtsa.uffassung ist die unter 
Anklage gestellte .erpresserlsche Geiselna:b.me dem privilegierten 
Tatbestand des § 102 Absat.z '+ stGB zu unterstellen. Der rechts­
politische Sinn dieser Bestimmung ist es, erpresserische Geisel­
nehmer durch Vorhalt der möglichen Strafmilderung zur Aufgabe 

.,.ihr~s _ verbrecherischen Vorgehens zu bewegeno So ist es auch im 
vorliegenden Fall nach der dem Bu.'r'ldesministeritll"D für Justiz von 
Dozent DroWillibald Sluga übergebenen Nitteill.mg geschehen. 
Diese Erklärung wird in Ablichtung a:ngeschlossen~ Der Begriff 

... der "Frei\'lilligke.i t ll im Sinne des § 102 Abs 0 '+ StGB ist nach 

Ansicht des Bu.Yldesministeri.ums für Justiz pis:.h! gleich der 

'~ Judikatur zu § 16 StGB dahin auszulegen 9 daß der Täter 11 aus­
schließlich" auf Grund innerer Er",~gung VOll seinem Vorhaben. 
abgestanden sein muß. Allein der Umstand 9 daß der Täter 9 der 

... noch in der Lage ist. seine Fordertmgen unter Bedrohung der 
Geisel fortzuset.zen tmddie Bedrchten allenfalls doch noch 
zur Aufgabe des Widerstandes zu bewegen p genügt für die A.n­
wendbarkeit der dem Täter in. Absatz.· 4 zugebi.lligten "goldenen 
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Brücke". die ja im Unterschied zu § 16 StGB nicht zur völligen 
Straflosigkeit ftihrt~ Für eine solche Auslegung spricht vor 
allem der rechtspolitische Sinn dieser Besti.mmtmgo Es v.,r~\rf.~ 

völlig unbefriedigend, wem1 § 102 Abso4 bei einer pclizei.lichen 
Intervention gegen die 'Täter nicht mehr zur Anwendung l'.oDmen 

könnte, stellt doch - wie der vorliegende Fall zeigt - gerade 
der Hinweis der Täter auf diese Bestimmung das wohl wirksamste 
I-ti ttel dar, eine Geiselnahme Uunblutigllzu heendeno Dieses 
Mittel sollte daher nicht dur'ch eine enge Auslegung des § 102 

Abs ./~ StGB verschüttet 'ttlerden~ 
Es darf daher ersucht werden, . die Staatsam'lal tschaft 

Salzburg anzuweisen r auch in diesem Punkt die Anklageschrift 
zu ändern. 

Der Bezugsakt ist angeschlossen. 

1012 .. 1977 

Fleisch il 

Zurselben Auslegung des Begriffes der Frei\'lilli.gkei t 
im Sinne des § 102 Abs" 4 StGB war bereits die Staatsanvlal tschaft 
St.pölten in ihrer Anklageschrift vom 25.3,,1977 betreffend eine 
erpresserische Entführung am 17.901976 in St.Valent.in (Geisel­
nahme von Lehrerinnen und Schülern im Hauptschulgebäude) gelangt. 
Diese Anklageschrift ist \Ton der Oberstaatsam.,ral tschaft "lien und 
vom Bundesministerium für Justiz zur Kenntnis genommen \'!orden~ 
Dieses Strafverfahren 9 das a.uch zu einer Verurteilung des Täters 
wegen des Verbrechens d.er erpresserischen Entführung nach 
§ 102 Abs. 1, Aba. 2 Z" 1 und Abso i.+ StGB führte, ist bereits 

rechtskräftig beendet (Urteil des Gesch1tlornenger.ichtes am Sit.ze 
des Krei sgerichtes St. Pöl ten vorn 1 06 0 1977 und Urte i1 des Oberst:en 

Gerichtshofes vom 9011.1977)0 

60 März 1978 
Der Bundesminister ~ 
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